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1678/2016
Gesetz 

zur Änderung des Architekten- und Ingenieurkammergesetzes sowie  
Novellierung des Ingenieurgesetzes

Vom 14. Juni 2016

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht:

Artikel 1  Änderung des Architekten- und Ingeni-
eurkammergesetzes 

Artikel 2  Neufassung des Ingenieurgesetzes 

Artikel 3  Inkrafttreten 

Artikel 1 
Änderung des Architekten- und 

Ingenieurkammergesetzes a)

Das Architekten- und Ingenieurkammergesetz vom 
9. August 2001 (GVOBl. Schl.-H. S. 116), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29. Juni 2015 (GVOBl. 
Schl.-H. S.199), wird wie folgt geändert: 

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Überschrift zu § 6 werden fol-
gende Überschriften eingefügt: 

„§ 6 a Europäischer Berufsausweis 

§ 6 b Vorwarnmechanismus“ 

b) Nach „§ 26 Maßnahmen im Ehrenverfah-
ren“ wird eingefügt: 

„§ 26 a Rügerecht des Vorstands“ 

c) Nach der Überschrift zu § 39 werden fol-
gende neue Überschriften eingefügt: 

„§ 40 Anlage

§ 41 Übergangsvorschriften“ 

d) Die Überschrift des bisherigen § 41 wird 
die Überschrift zu § 42. 

 2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer1 werden nach dem 
Wort „Einbindung“ die Worte „unter beson-
derer Beachtung der die Sicherheit der 
Nutzer und der Öffentlichkeit betreffenden 
Gesichtspunkte“ angefügt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zu den Berufsaufgaben der in Absatz 
1 genannten Personen gehört die Beratung, 
Betreuung und Vertretung des Auftragge-
bers, Arbeitgebers oder Dienstherrn in allen 
die Planung, Ausführung und Überwa-
chung eines Vorhabens betreffenden Ange-
legenheiten. Zu den Berufsaufgaben kön-
nen auch Sachverständigen-, Lehr-, For-
schungs- und Entwicklungstätigkeiten 
sowie sonstige Dienstleistungen bei der 

Vorbereitung und Steuerung von Planungs- 
und Baumaßnahmen, bei der Nutzung von 
Bauwerken sowie die Wahrnehmung der 
damit verbundenen sicherheits- und ge-
sundheitstechnischen Belange gehören.“ 

c) Es wird ein neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Kennzeichen der beruflichen Tätigkeit 
ist in allen Fachrichtungen die geistig-
schöpferische Bewältigung der Berufsauf-
gaben unter Berücksichtigung ihrer vollen 
Komplexität insbesondere auch im Hinblick 
auf technisch-funktionale, sozioökonomi-
sche, baukulturelle, rechtliche und ökologi-
sche Belange. Die Tätigkeit berücksichtigt 
die Bedürfnisse der Auftraggeber und des 
Gemeinwesens und achtet dabei das archi-
tektonische Erbe sowie die natürlichen Le-
bensgrundlagen.“ 

 3. In § 2 Absatz 4 wird die Angabe „§ 73 Abs. 4“ 
durch die Angabe „§ 70 Absatz 2“ ersetzt. 

 4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach den Worten „wer 
unter dieser Bezeichnung in die“ die Worte 
„Liste nach § 15 Absatz 1 oder eine von 
der zuständigen Kammer eines Landes der 
Bundesrepublik Deutschland geführte“ ein-
gefügt. 

Nach dem folgenden Wort „oder“ werden 
die Worte „in die“ gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden nach Wort 
„Stadtplanergesellschaft“ nach dem 
Komma die Worte „Gesellschaft oder Büro 
für Architektur,“ eingefügt. 

 5. In § 5 Absatz 1 wird nach den Worten „in die“ 
die Worte „Liste nach § 15 Absatz 1 oder eine 
von der zuständigen Kammer eines Landes der 
Bundesrepublik Deutschland geführte“ einge-
fügt. 

 6. § 5 a wird wie folgt gefasst: 

„§ 5 a  
Führen der geschützten Berufsbezeichnungen  

oder vergleichbarer Bezeichnungen durch  
auswärtige Dienstleisterinnen oder Dienstleister

(1) Personen, die in einem anderen Staat nie-
dergelassen sind oder ihren Beruf dort über-
wiegend ausüben und sich zu einer vorüberge-
henden und gelegentlichen Dienstleistungen 
gemäß § 3 in das Land Schleswig-Holstein be-
geben (auswärtige Dienstleister), dürfen die 

a) Ändert Ges. vom 9. August 2001, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2130-7
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Berufsbezeichnung oder Wortverbindung nach 
§ 4 oder § 5 ohne Eintragung in die Liste ihrer 
Fachrichtung führen, wenn sie die Eintragungs-
voraussetzungen gemäß § 6 Absatz 2 bis 4 
erfüllen; § 6 Absatz 5 und 6 finden keine An-
wendung. Sie dürfen den Zusatz „freischaf-
fend“ führen, wenn sie die Voraussetzungen 
nach § 7 erfüllen. 

(2) Auswärtige Dienstleister müssen das erst-
malige Tätigwerden nach Absatz 1 bei der Ar-
chitekten- und Ingenieurkammer vorher schrift-
lich anzeigen. Sie haben die Anzeige einmal 
jährlich zu erneuern, wenn sie beabsichtigen, 
während des betreffenden Jahres im Land 
Schleswig-Holstein Dienstleistungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 zu erbringen. Auswärtige Dienst-
leister, die nicht die Voraussetzungen des § 6 
Absatz 3 erfüllen, dürfen die Berufsbezeich-
nung oder Wortverbindung nach § 4 oder § 5 
erst führen, wenn ihnen die Architekten- und 
Ingenieurkammer bestätigt hat, dass sie die 
Eintragungsvoraussetzungen nach § 6 Absatz 2 
oder Absatz 4 erfüllen. Für das Verfahren gel-
ten § 6 Absatz 8 Satz 3 bis 7 sowie Absatz 9 
entsprechend. 

(3) Auswärtige Dienstleister haben die Berufs-
pflichten gemäß § 3 zu beachten. Sie sind 
hierfür wie Mitglieder der Architekten- und In-
genieurkammer zu behandeln und in ein ent-
sprechendes Verzeichnis einzutragen. Die Ar-
chitekten- und Ingenieurkammer stellt über die 
Eintragung in das Verzeichnis nach Satz 2 eine 
auf höchstens fünf Jahre befristete Bescheini-
gung aus, die auf Antrag verlängert werden 
kann. Anzeigen nach Absatz 2 Satz 2 und Be-
scheinigungen nach Satz 3 sind nicht erforder-
lich, wenn bereits in einem anderen Land eine 
Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung er-
teilt wurde; eine Eintragung in das Verzeichnis 
nach Satz 2 erfolgt in diesem Fall nicht. 

(4) Das Recht zur Führung der Berufsbezeich-
nung des Niederlassungsstaats nach Artikel 7 
Absatz 3 der Richtlinie 2005/36/EG1) bleibt 
unberührt. Die Berufsbezeichnung ist so zu 
führen, dass keine Verwechslung mit einer ge-
schützten Berufsbezeichnung nach § 4 oder § 5 
möglich ist. 

(5) Das Führen der Berufsbezeichnung kann in 
entsprechender Anwendung der §§ 12 und 13 
untersagt werden.“ 

 7. In § 6 werden die Absätze 2 bis 9 neu gefasst 
wie folgt: 

„(2) Die erforderliche Vorbildung hat, wer ein 
der Fachrichtung Architektur entsprechendes 
Studium mit einer mindestens vierjährigen Re-
gelstudienzeit, in den anderen Fachrichtungen 
ein entsprechendes Studium mit einer mindes-
tens dreijährigen Regelstudienzeit an einer 
deutschen Hochschule gemäß den in der An-
lage geregelten Leitlinien zu Ausbildungsinhal-
ten erfolgreich abgeschlossen hat und danach 
unter Berücksichtigung der Satzung nach § 30 
Absatz 1 Nummer 9 eine mindestens zweijäh-
rige praktische Tätigkeit in der betreffenden 
Fachrichtung ausgeübt hat. In der Fachrich-
tung Architektur muss die praktische Tätigkeit 
unter Aufsicht einer berufsangehörigen Person 
oder der Architekten- und Ingenieurkammer 
absolviert werden (Berufspraktikum); es muss 
auf den während des Studiums erworbenen 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Kompetenzen 
aufbauen. In einem anderen Mitgliedstaat oder 
einem nach dem Recht der Europäischen Union 
gleichgestellten Staat absolvierte Berufsprak-
tika werden von der Architekten- und Ingeni-
eurkammer anerkannt, soweit sie den von ihr 
veröffentlichten Leitlinien entsprechen; in wei-
teren Ländern absolvierte Berufspraktika wer-
den berücksichtigt. Der Eintragungsausschuss 
der Architekten- und Ingenieurkammer hat das 
Berufspraktikum nach Abschluss zu bewerten. 
Die praktische Tätigkeit gilt als erbracht, wenn 
die antragstellende Person die Befähigung zum 
höheren technischen Verwaltungsdienst besitzt. 

(3) In der Fachrichtung Architektur gelten als 
mit den Anforderungen des Absatzes 2 Satz 1 
gleichwertig die nach Artikel 21, 46 und 47 der 
Richtlinie 2005/36/EG in Verbindung mit deren 
Anhang V Nummer 5.7.1. bekannt gemachten 
oder als entsprechend anerkannten Berufsquali-
fikationsnachweise sowie die Nachweise nach 
Artikel 23, 48 und 49 in Verbindung mit dem 
Anhang VI der Richtlinie 2005/36/EG. 

(4) Die Voraussetzung nach Absatz 2 Satz 1 
erfüllt unbeschadet Artikel 10 Buchstabe b, c, 
d und g der Richtlinie 2005/36/EG auch, 

1. in Bezug auf die Studienanforderungen, wer 
einen gleichwertigen Studienabschluss an 
einer ausländischen Hochschule oder an ei-
ner sonstigen ausländischen Einrichtung 
nachweisen kann oder 

2. in Bezug auf die Studienanforderungen und 
praktische Tätigkeit, wer vorbehaltlich der 
Absätze 5 und 6 

a) über einen Berufsqualifikationsnachweis 
verfügt, der in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union erforderlich 
ist, um dort die Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung zu erhalten, oder 

1) „Richtlinie (EG) 2005/36 des Europäischen Parla-
mentes und des Rates vom 7. September 2005 über 
die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 
255 S. 22, zuletzt ber. 2014 ABl. L 305 S. 115, zu-
letzt geändert durch Richtlinie (EU) 2013/55 vom 20. 
November 2013 (ABl. 354 S. 132))“
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b) denselben den Beruf vollzeitlich ein Jahr 
lang oder in einer entsprechenden Zeit-
dauer in Teilzeit in den vorhergehenden 
zehn Jahren in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union, der die-
sen Beruf nicht reglementiert, ausgeübt 
hat, sofern er im Besitz eines oder meh-
rerer Befähigungs- oder Ausbildungs-
nachweise ist, die den Anforderungen 
nach Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie 
2005/36/EG entsprechen; die Jahres-
frist gilt nur, falls die Reglementierungen 
des Herkunftsmitgliedstaats nichts ande-
res bestimmen. 

Für die Anerkennung nach Satz 1 Nummer 2 
müssen die übrigen Anforderungen an die Be-
fähigungs- oder Ausbildungsnachweise nach 
Artikel 13 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt 
sein; dabei sind Ausbildungsgänge oder nach-
weise im Sinne der Artikel 3 Absatz 3 und Ar-
tikel 12 der Richtlinie 2005/36/EG gleichge-
stellt. Die Sätze 1 bis 2 gelten entsprechend 
für einen nach dem Recht der Europäischen 
Union gleichgestellten Staat. 

(5) Wenn sich die Berufsqualifikation der an-
tragstellenden Person im Sinne von Artikel 14 
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG wesent-
lich von den Eintragungsvoraussetzungen nach 
Absatz 2 unterscheidet, kann die antragstel-
lende Person zu Ausgleichsmaßnahmen in 
Form eines höchstens dreijährigen Anpas-
sungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung 
verpflichtet werden, um wesentliche Abwei-
chungen in den Ausbildungsinhalten nach Ab-
satz 2 Satz 1 auszugleichen. Entspricht der 
Ausbildungsnachweis dem Qualifikationsni-
veau des Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG, hat die antragstellende Person 
sowohl einen Anpassungslehrgang als auch 
eine Eignungsprüfung abzulegen; in der Fach-
richtung Architektur kann die Architekten- und 
Ingenieurkammer die Eintragung versagen. In 
den Fällen von Artikel 11 Buchstabe b der 
Richtlinie 2005/36/EG sowie in der Fachrich-
tung Architektur erfolgt die Überprüfung der 
Fähigkeiten der antragstellenden Person durch 
Eignungsprüfung. Im Übrigen hat die antrag-
stellende Person die Wahl zwischen der Teil-
nahme an einem Anpassungslehrgang oder ei-
ner Eignungsprüfung. 

(6) Die Architekten- und Ingenieurkammer 
prüft vor der Entscheidung über die Aus-
gleichsmaßnahme, ob die von der antragstel-
lenden Person durch Berufspraxis oder lebens-
langes Lernen erworbenen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Kompetenzen, die hierfür von einer 
einschlägigen Stelle formell als gültig aner-
kannt wurden, wesentliche Unterschiede in 

den Ausbildungsinhalten des Studiums und der 
praktischen Tätigkeit nach Absatz 2 Satz 1 
ausgleichen. Art und Umfang einer Ausgleichs-
maßnahme ist gegenüber der antragstellenden 
Person hinreichend zu begründen; insbeson-
dere ist die antragstellende Person im Hinblick 
auf das Niveau der verlangten und der vorge-
legten Berufsqualifikation nach Artikel 11 der 
Richtlinie 2005/36/EG sowie die wesentlichen 
Unterschiede in den Ausbildungsinhalten, die 
nicht durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kom-
petenzen nach Satz 1 ausgeglichen werden 
können, zu informieren. Ist eine Eignungsprü-
fung erforderlich, ist sicherzustellen, dass 
diese spätestens sechs Monate nach Unan-
fechtbarkeit der Entscheidung über die Ver-
pflichtung abgelegt werden kann. Die Archi-
tekten- und Ingenieurkammer erstellt ein Ver-
zeichnis der Sachgebiete, die aufgrund eines 
Vergleichs der Ausbildungsinhalte nach der in 
der Anlage geregelten Leitlinien zu Ausbil-
dungsinhalten mit der bisherigen Ausbildung 
sowie den als gültig anerkannten Kenntnissen, 
Fähigkeiten und Kompetenzen nach Satz 1 
nicht abgedeckt werden. Die Prüfung erstreckt 
sich auf ausgewählte Sachgebiete, deren 
Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für 
die Führung der Berufsbezeichnung darstellt. 
Die Architekten- und Ingenieurkammer bewer-
tet abschließend das Ergebnis der Ausgleichs-
maßnahme im Hinblick auf die Anerkennung 
der Berufsqualifikation. 

(7) Ist die Eintragung in einem Land nur deshalb 
gelöscht worden, weil die Wohnung oder die 
berufliche Niederlassung in diesem Land aufge-
geben wurde, ist eine antragstellende Person in-
nerhalb eines Jahres nach Löschung aus der 
Liste ohne Prüfung der Befähigung nach Absatz 
2 in die Liste ihrer Fachrichtung einzutragen, so-
fern keine Versagungsgründe nach § 12 vorlie-
gen. Satz 1 findet auch Anwendung, wenn die 
Eintragung beibehalten wird. 

(8) Die Eintragung erfolgt auf Antrag. Sie setzt 
voraus, dass die antragstellende Person im 
Land Schleswig-Holstein ihre Wohnung oder 
ihre Niederlassung hat oder ihren Beruf über-
wiegend ausübt. Dem Antrag sind die zur Be-
urteilung der Eintragungsvoraussetzungen er-
forderlichen Unterlagen beizufügen. Soweit es 
um die Beurteilung der in den Absätzen 3 bis 5 
genannten Voraussetzungen geht, dürfen nur 
die in Anhang VII Nummer 1 Buchstabe b und 
d der Richtlinie 2005/36/EG genannten Unter-
lagen und Bescheinigungen verlangt werden; 
Unterlagen und Bescheinigungen nach Buch-
stabe d dürfen nicht älter als drei Monate sein. 
Die Architekten- und Ingenieurkammer bestä-
tigt der Antragstellerin oder dem Antragsteller 
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binnen eines Monats den Eingang der Unterla-
gen und Bescheinigungen und teilt ihr oder 
ihm gegebenenfalls mit, welche Unterlagen 
und Bescheinigungen fehlen. Das Verfahren 
kann elektronisch geführt werden. Im Fall be-
gründeter Zweifel und soweit unbedingt gebo-
ten können später beglaubigte Kopien verlangt 
werden. 

(9) Das Verfahren kann mit Ausnahme der Durch-
führung von Ausgleichsmaßnahmen nach Ab-
satz 6 über die Einheitliche Stelle im Sinne des  
§ 138 a Landesverwaltungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 
(GVOBl. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom  
1. September 2015 (GVOBl. Schl.-H. S. 322), 
abgewickelt werden. Satz 1 gilt für die Verfahren 
nach §§ 5 a, 11 und 14 entsprechend.“ 

 8. Neu eingefügt werden § 6 a und § 6 b: 

„§ 6 a Europäischer Berufsausweis 

(1) Der Europäische Berufsausweis ist eine 
elektronische Bescheinigung entweder zum 
Nachweis, dass der Berufsangehörige sämtli-
che notwendigen Voraussetzungen für die vor-
übergehende und gelegentliche Erbringung von 
Dienstleistungen in einem Aufnahmemitglied-
staat erfüllt, oder zum Nachweis der Anerken-
nung von Berufsqualifikationen für die Nieder-
lassung in einem Aufnahmemitgliedstaat. 

(2) Die Architekten- und Ingenieurkammer ist 
zuständige Behörde im Sinne der Artikel 4 a 
bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG. Das Verfah-
ren richtet sich nach den Artikeln 4 a bis 4 e 
der Richtlinie 2005/36/EG und den hierzu er-
lassenen Durchführungsrechtsakten. 

(3) Der Europäische Berufsausweis stellt die 
Anzeige nach § 5 a Absatz 1 dar. Für die Zwe-
cke der Niederlassung begründet die Ausstel-
lung eines Europäischen Berufsausweises kein 
automatisches Recht zur Führung der in §§ 4 
und 5 genannten Berufsbezeichnungen. 

§ 6 b Vorwarnmechanismus 

(1) Die Architekten- und Ingenieurkammer ist 
zuständige Stelle für ein- und ausgehende Mel-
dungen im Sinne des Artikel 56 a Absatz 3 der 
Richtlinie 2005/36/EG; dies gilt nicht, soweit 
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes 
abweichende Zuständigkeiten bestehen. Sie 
unterrichtet unter Berücksichtigung von nach 
Artikel 56 a der Richtlinie 2005/36/EG erlasse-
nen Durchführungsrechtsakten die zuständi-
gen Behörden der übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sowie die nach dem Recht 
der Europäischen Union gleichgestellten Staa-
ten, die an dem Binnenmarkt-Informationssys-
tem (IMI) angeschlossen sind, spätestens drei 

Tage nach Vorliegen einer vollziehbaren Ge-
richtsentscheidung mittels einer Warnung über 
das IMI von der Identität von Berufsangehöri-
gen, die die Anerkennung einer Qualifikation 
beantragt haben und bei denen später gericht-
lich festgestellt wurde, dass sie dabei ge-
fälschte Berufsqualifikationsnachweise ver-
wendet haben. Das Verfahren richtet sich nach 
Artikel 56 a der Richtlinie 2005/36/EG sowie 
den dazu ergangenen Durchführungsrechtsak-
ten. Die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten für die Zwecke des Informationsaustauschs 
erfolgt im Einklang mit den Richtlinien 95/46/
EG2) und 2002/58/EG3).

(2) Gleichzeitig mit der Übermittlung einer 
Warnung hat die Architekten- und Ingenieur-
kammer die hiervon betroffene Person schrift-
lich darüber zu unterrichten, dass eine War-
nung erfolgt und welchen Inhalt sie hat.

(3) Wird gegen eine Warnung ein Rechtsbehelf 
eingelegt, ist über das IMI ein entsprechender 
Hinweis aufzunehmen. Werden die in Absatz 1 
genannten Gerichtsentscheidungen geändert, 
sind die Warnungen binnen drei Tagen nach 
Rechtskraft der Änderung zu löschen. Absatz 
1 Satz 1 findet entsprechende Anwendung.

(4) Die zuständigen Stellen der Länder sind 
von Meldungen nach Absatz 1 und Absatz 3 
zu unterrichten.“

 9. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe „der Bekannt-
machung vom 31. März 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 219), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 des Gesetzes vom 1. Juni 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 92),“ ersetzt durch die 
Angabe:

„vom 14. Juni 2016 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 386)“ 

b) In Absatz 2 werden die Sätze 3 und 4 ge-
strichen. 

c) Neu angefügt wird folgender Absatz 3: 

„(3) Im Übrigen gelten § 6 Absatz 8 bis 9 
und § 7 Absatz 2 entsprechend. Absatz 1 
Nummer 4 bleibt unberührt.“ 

2) „Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. 
L 281 S. 31), geändert durch Verordnung (EG) Num-
mer 1882/2003 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. September 2003 (ABl. L 284 S. 1).“

3) „Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbei-
tung personenbezogener Daten und den Schutz der 
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation 
(ABl. L 201 S. 37), zuletzt geändert durch Richtlinie 
2009/136/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 25. November 2009 (ABl. L 337 S. 11).“ 
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10. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 3 werden die Worte „, 
ansonsten für mindestens vier Jahre, jeweils 
innerhalb der letzten acht Jahre“ gestrichen. 

b) In Absatz 4 wird nach dem Wort „Standsi-
cherheit“ die Worte „einschließlich statisch-
konstruktivem Brandschutz“ eingefügt. 

c) Die Absätze 6 und 7 werden gefasst wie folgt: 

„(6) Ingenieurinnen und Ingenieure und Ar-
chitektinnen und Architekten, deren bau-
technische Nachweise die Bauaufsichtsbe-
hörde nach Maßgabe der Landesbauord-
nung nicht prüft und die nicht der Reglung 
des Absatz 5 unterfallen, unterliegen einer 
stichprobenartigen Qualitätskontrolle durch 
die Kammer. Dafür angeforderte Unterlagen 
sind der Kammer zur Verfügung zu stellen.

(7) § 4 Absatz 1, § 5 Absatz 1 und § 6 
Absatz 7 gelten entsprechend.“ 

11. § 9 a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 5 a Absatz 3 und 4 sowie § 6 Absatz 8 
und 9 gelten entsprechend.“ 

12. § 23 Absatz 3 Satz 2 und 3 werden neu ge-
fasst wie folgt: 

„Die Entscheidung über eine Eintragung ist in-
nerhalb kürzester Zeit, spätestens binnen drei 
Monaten nach Einreichung der vollständigen 
Unterlagen bei einem einheitlichen Ansprech-
partner oder bei der Kammer zu treffen. In den 
Fällen des § 6 Absatz 4 und 5 kann die Frist 
um einem Monat verlängert werden. Die Ver-
fahrensfrist läuft ab dem Zeitpunkt, in dem der 
Antrag oder ein fehlendes Dokument bei einem 
einheitlichen Ansprechpartner oder unmittelbar 
bei der Architektenkammer eingereicht wird. 
Eine Aufforderung zur Vorlage von beglaubig-
ten Kopien gilt nicht als Aufforderung zur Vor-
lage fehlender Dokumente.“ 

13. Nach § 26 wird als § 26 a neu eingefügt: 

„§ 26 a  
Rügerecht des Vorstands

(1) Der Vorstand kann das Verhalten eines 
Kammermitglieds, durch das dieses ihm oblie-
gende Berufspflichten verletzt hat, rügen, 
wenn die Schuld gering ist und ein Antrag auf 
Einleitung eines Ehrenverfahrens nicht erfor-
derlich erscheint. Architektinnen und Architek-
ten sowie Stadtplanerinnen und Stadtplaner im 
öffentlichen Dienst unterliegen hinsichtlich ih-
rer dienstlichen Tätigkeit nicht dem Rügerecht. 

(2) Das Rügerecht erlischt, sobald das Ehren-
verfahren gegen das Mitglied eingeleitet ist. 
§ 26 Absatz 2 gilt entsprechend. 

(3) Bevor die Rüge erteilt wird, ist das Mitglied 
zu hören. 

(4) Der Bescheid, durch den das Verhalten des 
Mitglieds gerügt wird, ist zu begründen. Er ist 
dem Mitglied mit Rechtsbehelfsbelehrung zu-
zustellen. Eine Zweitschrift des Bescheids ist 
der Aufsichtsbehörde zu übersenden. 

(5) Gegen den Bescheid kann das Mitglied in-
nerhalb eines Monats nach der Zustellung bei 
dem Vorstand Einspruch erheben. Über den 
Einspruch entscheidet der Vorstand. Absatz 4 
ist entsprechend anzuwenden. Wird der Ein-
spruch zurückgewiesen, kann das Mitglied bin-
nen eines Monats nach der Zustellung beim 
Ehrenausschuss beantragen, dass ein Ehren-
verfahren eingeleitet wird. 

(6) Ein Ehrenverfahren kann auch dann eingelei-
tet werden, wenn wegen desselben Verhaltens 
bereits eine Rüge erteilt wurde. Jedoch kann 
der Vorstand der Architekten- und Ingenieur-
kammer die Einleitung des Ehrenverfahrens nur 
noch beantragen, wenn nach Erteilung der Rüge 
neue Tatsachen oder Beweismittel bekannt ge-
worden sind, die die Berufspflichtverletzung als 
durch eine Rüge nicht genügend geahndet er-
scheinen lassen. Der Antrag kann nur innerhalb 
eines Jahres nach Erteilung der Rüge gestellt 
werden. Die Rüge wird mit Rechtskraft der Ent-
scheidung des Ehrenausschusses gegenstands-
los. Hält der Ehrenausschuss die Durchführung 
eines Ehrenverfahrens nur wegen Geringfügig-
keit der erhobenen Beschuldigung nicht für er-
forderlich oder stellt er wegen der Geringfügig-
keit der Berufspflichtverletzung das Verfahren 
ein, hat er in seinem Beschluss die Rüge auf-
rechtzuerhalten, wenn die Nachprüfung ergibt, 
dass sie zu Recht erteilt wurde.“ 

14. § 30 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird das Wort „und“ durch 
ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 7 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummern 8 
bis 10 werden hinzugefügt: 

„8.  das vor der vorübergehenden Dienstleis-
tungserbringung zu beachtende Verfah-
ren, 

9.   die Inhalte der praktischen Tätigkeit ein-
schließlich erforderlicher Fortbildungs-
maßnahmen, deren Bewertung sowie die 
Organisation, Anerkennung und Überwa-
chung von im Ausland erbrachten Teilen 
des Berufspraktikums und 

10.  die Anordnung, Durchführung und Be-
wertung von Ausgleichsmaßnahmen 
nach § 6.“ 
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15. In § 37 Absatz 2 wird am Ende der Nummer 1 
das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. Am 
Ende von Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und es werden folgende Num-
mern 3 bis 6 angefügt: 

„3.  den Inhalt und das Verfahren zur Ausstel-
lung Europäischer Berufsausweise ein-
schließlich der Erstellung von und des Um-
gangs mit IMI-Dateien im Sinne des Arti-
kels 4 a Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG 
zu bestimmen, 

4.  ergänzend zu den Bestimmungen der 
Durchführungsrechtsakte Regelungen zur 
Umsetzung des Artikels 56 a der Richtlinie 
2005/36/EG zu treffen, 

5.  Regelungen zu treffen zum gemeinsamen 
Ausbildungsrahmen sowie zu gemeinsa-
men Ausbildungsprüfungen nach Arti- 
kel 49 a, 49 b der Richtlinie 2005/36/EG, 

6.  die Anlage (zu § 6) mit den Leitlinien zu 
Ausbildungsinhalten im Benehmen mit 
dem für die Wissenschaft zuständigen 
Ressort zu ändern.“ 

16. § 40 erhält folgende Fassung: 

„§ 40  
Anlage

Die Anlage ist Bestandteil des Gesetzes.“ 

17. Folgender neuer § 41 wird eingefügt: 

„§ 41  
Übergangsvorschriften

Die in § 6 Absatz 2 definierten Anforderungen 
an das Berufspraktikum und die in der Anlage zu 
diesem Gesetz definierten Ausbildungsanforde-
rungen treten erst mit Ablauf eines Kalenderjah-
res nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in Kraft. 
Satz 1 findet jeweils keine Anwendung auf Per-
sonen, die zu diesem Zeitpunkt ihr Studium oder 
ihre praktische Tätigkeit gemäß § 6 Absatz 2 
nach der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes 
geltenden Fassung bereits begonnen haben.“ 

18. Der bisherige § 41 wird § 42. 

19. Neu eingefügt wird folgende Anlage zum Gesetz: 

„Anlage  
(zu § 6)  
Leitlinien zu Ausbildungsinhalten 

A. Allgemeines 

Im Studium müssen Kenntnisse, Fähigkeiten und 
personale Kompetenzen erworben werden, welche 
die Bewältigung der theoretischen und praktischen 
Aspekte der Fachrichtung gemessen an den jeweili-
gen Berufsaufgaben nach § 1 erlauben zur Aus-
übung der möglichen Tätigkeiten befähigen. 

B. Fachrichtungen 

1. Fachrichtung Architektur 

Im Rahmen eines hauptsächlich auf Architektur 
ausgerichteten Studiums von mindestens 240 
ECTS-Leistungspunkten (Credit Points) müssen 
Studieninhalte entsprechend Artikel 46 Absatz 2 
Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erworben wer-
den, die insbesondere Kennnisse, Fähigkeiten und 
Kompetenzen zu Methoden und Techniken in fol-
genden Bereichen vermitteln: 

a) Entwurf und Gebäudelehre, 

b) Darstellung und Gestaltung, 

c) Städtebau, Orts- und Regionalplanung, 

d) allgemeinwissenschaftliche Grundlagen des 
Bauens, der Architekturtheorie und der Bauge-
schichte, 

e) Baukonstruktion, 

f) Tragwerksplanung, 

g) Baustoffe, Bauphysik, Gebäudetechnik, 

h) Bauökonomie und Planungsmanagement, 

i) Planungs-, Bau-, Vertrags- und Haftungsrecht, 
Normen und Richtlinien; 

2. Fachrichtung Innenarchitektur 

im Rahmen eines Studiums von mindestens 180 
ECTS-Leistungspunkten (Credit Points) müssen 
Studieninhalte erworben werden, die insbeson-
dere Kennnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen zu 
Methoden und Techniken in folgenden Bereichen 
vermitteln: 

a) Entwerfen, 

b) Darstellung und Gestaltung, 

c) allgemeinwissenschaftliche Grundlagen des 
Bauens, der Architekturtheorie und der Bauge-
schichte, 

d) Bau- und Ausbaukonstruktion, 

e) Baustoffe, Bauphysik, Gebäudetechnik, 

f) Bauökonomie und Planungsmanagement, 

g) Planungs-, Bau-, Vertrags- und Haftungsrecht, 
Normen und Richtlinien; 

3. Fachrichtung Landschaftsarchitektur 

im Rahmen eines Studiums von mindestens 180 
ECTS-Leistungspunkten (Credit Points) müssen 
Studieninhalte erworben werden, die insbeson-
dere Kennnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen zu 
Methoden und Techniken in folgenden Bereichen 
vermitteln: 

a) Planung und Entwerfen, 

b) Darstellung und Gestaltung, 

c) Landschafts- und Regionalplanung, Städtebau, 

d) allgemeinwissenschaftliche Grundlagen der 
Gartenbaukunst, Gartendenkmalpflege, Sozio-
logie und Architekturtheorie, 

e) Ingenieurwissenschaften und Technik, 

f) Landschaftsbau, Baukonstruktion im Freiraum, 

g) Naturwissenschaften, 

h) Bauökonomie und Planungsmanagement, 

i) Planungs-, Bau-, Vertrags- und Haftungsrecht, 
Normen und Richtlinien; 
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4. Fachrichtung Stadtplanung 

im Rahmen eines Studiums von mindestens 180 
ECTS-Leistungspunkten (Credit Points) müssen 
Studieninhalte erworben werden, die insbeson-
dere Kennnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen zu 
Methoden und Techniken in folgenden Bereichen 
vermitteln: 

a) stadtplanerische Projektarbeit und städtebauli-
ches Entwerfen, 

b) Städtebau, Stadtgestaltung, Gebäudelehre 
und Siedlungswesen, 

c) Theorie und Geschichte der kommunalen und 
regionalen Bau- und Stadtentwicklung, 

d) technische Grundlagen, 

e) ökologische Grundlagen, 

f) sozialwissenschaftliche und ökonomische 
Grundlagen, 

g) rechtliche Grundlagen, Instrumente und Ver-
fahren, 

h) Methoden und Techniken der Darstellung, 

i) Prozessgestaltung und Management.“ 

Artikel 2 
Neufassung des Ingenieurgesetzesb)

Das Gesetz zum Schutze der Berufsbezeichnung „In-
genieurin“ und „Ingenieur“ (Ingenieurgesetz – IngG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 
1992 (GVOBl. Schl.-H. S. 219), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 1. Juni 2014 
(GVOBl. Schl.-H. S. 92), wird neu gefasst wie folgt: 

„Gesetz 
zum Schutz der Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ 

und „Ingenieur“ (Ingenieurgesetz – IngG)

Inhaltsübersicht:

§ 1 Anwendungsbereich 

§ 2 Geschützte Berufsbezeichnung 

§ 3  Führen der geschützten Berufsbezeichnung 
durch Staatsangehörige der EU, eines EWR-
Vertragsstaats oder eines durch Abkommen 
gleichgestellten Staates 

§ 4 Ausgleichsmaßnahmen 

§ 5 Verfahren, Verwaltungszusammenarbeit 

§ 6 Vorwarnmechanismus 

§ 7 Europäischer Berufsausweis 

§ 8  Führen der geschützten Berufsbezeichnung 
aufgrund einer in Drittstaaten erworbenen Be-
rufsqualifikation 

§ 9 Zuständige Stelle 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

§ 11 Rechtsverordnungen 

§ 12 Statistik 

§ 1 
Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für Personen, die in Schleswig-
Holstein die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder 
„Ingenieur“ führen wollen. Ingenieurinnen und In-
genieure erbringen ingenieurspezifische Leistungen 
selbständig, angestellt, beamtet oder gewerblich 
auf allen Gebieten der Technik und der Naturwis-
senschaften. Typische Tätigkeiten sind im Rahmen 
der Fachrichtungen des Ingenieurwesens insbeson-
dere die technische, technisch-wissenschaftliche 
und technisch-wirtschaftliche Beratung, Entwick-
lung, Planung, Betreuung, Kontrolle und Prüfung 
(Projektentwicklung, Projektsteuerung und Objekt-
unterhaltung) sowie Sachverständigentätigkeit und 
Forschungsaufgaben. Dazu gehören auch die mit 
der Vorbereitung, Leitung, Ausführung, Überwa-
chung und Abrechnung zusammenhängenden Tä-
tigkeiten. 

§ 2 
Geschützte Berufsbezeichnung

(1) Die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingeni-
eur“ allein oder in einer Wortverbindung darf führen, 

1. wer ein Studium in einer technischen oder tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Fachrichtung mit 
einer Regelstudienzeit von mindestens sechs 
Semestern in Vollzeit oder während einer ent-
sprechenden Gesamtdauer in Teilzeit an einer 
deutschen, staatlichen oder staatlich anerkann-
ten Universität, Fachhochschule oder Berufs-
akademie mit Erfolg abgeschlossen hat, wobei 
dieser Studiengang überwiegend von den Berei-
chen Mathematik, Informatik, Naturwissen-
schaften und Technik geprägt sein muss; für die 
Bezeichnung „Wirtschaftsingenieurin“ oder 
„Wirtschaftsingenieur“ muss der Studiengang 
von diesen Fächern zumindest geprägt sein, 

2. wer von der zuständigen Stelle die Genehmi-
gung hierzu erhalten hat, 

3. wer nach dem Recht eines anderen Landes der 
Bundesrepublik Deutschland zur Führung dieser 
Berufsbezeichnung berechtigt ist oder 

4. wer bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes be-
reits berechtigt war, die Berufsbezeichnung zu 
führen. 

(2) Bezeichnungen, die auf wirtschaftlich tätige Zu-
sammenschlüsse hinweisen, dürfen in Verbindung 
mit der Berufsbezeichnung nach Absatz 1 oder 
ähnlichen Bezeichnungen nur geführt werden, 
wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder des Vor-
stands, der Geschäftsführung oder der Personen, 
die mindestens über die Hälfte der Stimmrechte 
verfügen, zur Führung der Berufsbezeichnung be-
rechtigt sind. 

(3) Das Recht zum Führen akademischer Grade 
bleibt unberührt. 

b) Ersetzt Ges. i.d.F.d.B. vom 31. März 1992, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 7121-1
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§ 3 
Führen der geschützten Berufsbezeichnung  
durch Staatsangehörige der EU, eines EWR- 
Vertragsstaats oder eines sonstigen durch  

Abkommen gleichgestellten Staates

(1) Die Genehmigung nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 
ist zu erteilen, wenn die antragstellende Person ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem sonstigen durch 
Abkommen gleichgestellten Staat (Mitglieds- oder 
Vertragsstaat) angehört, in Schleswig-Holstein seine 
Hauptwohnung, seine Hauptniederlassung oder seine 
überwiegende berufliche Beschäftigung hat und 

1. über einen Befähigungs- oder Ausbildungsnach-
weis einer technisch-ingenieurwissenschaftli-
chen Fachrichtung verfügt, der in einem Mit-
glieds- oder Vertragsstaat erforderlich ist für 
den Zugang zum Ingenieurberuf, dessen Aus-
übung oder für das Führen einer der deutschen 
Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ und „Ingeni-
eur“ entsprechenden Berufsbezeichnung allein 
oder in einer Wortverbindung (reglementierter 
Beruf) oder 

2. a)  den Ingenieurberuf in den vorhergehenden 
zehn Jahren ein Jahr lang in Vollzeit oder 
während einer entsprechenden Gesamtdauer 
in Teilzeit in einem anderen Mitglieds- oder 
Vertragsstaat ausgeübt hat, in dem der Inge-
nieurberuf nicht reglementiert ist, und 

b) zusätzlich mindestens einen Befähigungs- oder 
Ausbildungsnachweis einer technisch-ingeni-
eurwissenschaftlichen Fachrichtung besitzt. 

Die Berufserfahrung gemäß Satz 1 Nummer 2 
Buchstabe a ist nicht erforderlich, wenn der Be-
fähigungs- oder Ausbildungsnachweis gemäß 
Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b einen reglemen-
tierten Ausbildungsgang im Sinne des Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 2005/36/
EG1) abschließt.

(2) Befähigungs- und Ausbildungsnachweise im 
Sinn von Absatz 1 müssen in einem Mitglieds- oder 
Vertragsstaat von einer nach dessen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften zuständigen Behörde aus-
gestellt worden sein und bescheinigen, dass die In-
haberin oder der Inhaber auf die Ausübung des In-
genieurberufs vorbereitet wurde; dabei sind Ausbil-
dungsgänge oder -nachweise im Sinn der Artikel 3 
Absatz 3 und Artikel 12 der Richtlinie 2005/36/EG 
gleichgestellt.

§ 4 
Ausgleichsmaßnahmen

(1) Wenn

1. die vorhandene Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person sich auf Fächer bezieht, die 
sich wesentlich von denen unterscheiden, die 
durch ein Studium gemäß § 2 Absatz 1 Num-
mer 1 abgedeckt werden, ist die Genehmigung 
nur dann zu erteilen, wenn die antragstellende 
Person nach ihrer Wahl einen höchstens dreijäh-
rigen Anpassungslehrgang, der Gegenstand ei-
ner Bewertung sein kann, oder eine Eignungs-
prüfung mit Erfolg absolviert hat,

2. die vorhandene Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person lediglich dem Qualifikationsni-
veau des Artikel 11 Buchstabe b der Richtlinie 
2005/36/EG entspricht, ist die Genehmigung 
nur dann zu erteilen, wenn die antragstellende 
Person nach Wahl der zuständigen Stelle entwe-
der einen Anpassungslehrgang, der Gegenstand 
einer Bewertung sein kann, oder eine Eignungs-
prüfung mit Erfolg absolviert hat,

3. die vorhandene Berufsqualifikation der antrag-
stellenden Person lediglich dem Qualifikationsni-
veau des Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG entspricht, ist die Genehmigung 
nur dann zu erteilen, wenn die antragstellende 
Person sowohl einen Anpassungslehrgang als 
auch eine Eignungsprüfung mit Erfolg absolviert hat.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 prüft die 
zuständige Stelle vor der Entscheidung über die 
Ausgleichsmaßnahme, ob die von der antragstel-
lenden Person durch Berufspraxis oder lebenslan-
ges Lernen erworbenen Kenntnisse, Fähigkeiten 
und Kompetenzen, die hierfür von einer einschlägi-
gen Stelle formell als gültig anerkannt wurden, we-
sentliche Unterschiede in den Ausbildungsinhalten 
ausgleichen; ist dies der Fall, ist eine Ausgleichs-
maßnahme nicht erforderlich. 

(3) Die Entscheidung der zuständigen Stelle über 
die Erforderlichkeit einer Eignungsprüfung und/ 
oder eines Anpassungslehrgangs muss hinreichend 
begründet sein. Insbesondere sind der antragstel-
lenden Person mitzuteilen: 

1. die vorhandene Berufsqualifikation (gemäß der 
Klassifizierung in Artikel 11 der Richtlinie 
2005/36/EG), 

2. die wesentlichen Unterschiede gegenüber der 
entsprechenden Berufsqualifikation gemäß Ab-
satz 1 Nummer 1 (entspricht dem Qualifikati-
onsniveau des Artikel 11 Buchstabe d der Richt-
linie 2005/36/EG) sowie 

3. die Gründe, aus denen diese Unterschiede nicht 
durch Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompeten-
zen, die durch lebenslanges Lernen erworben 
und hierfür von einer einschlägigen Stelle for-

1) „Richtlinie (EG) 2005/36 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 
S. 22, zuletzt ber. 2014 ABl. L 305, S. 115, zuletzt 
geändert durch Richtlinie (EU) 2013/55 vom 20. No-
vember 2013 (ABl. 354 S. 132“.
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mell als gültig anerkannt wurden, ausgeglichen 
werden können. 

(4) Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnah-
men gemäß Absatz 1 sind die vorhandenen Berufs-
qualifikationen der antragstellenden Person zu be-
rücksichtigen. Der Inhalt der Ausgleichsmaßnah-
men ist auf die festgestellten wesentlichen 
Unterschiede im Sinn des Absatzes 3 Satz 2 Num-
mer 2 zu beschränken. 

(5) Hat sich die antragstellende Person für eine Eig-
nungsprüfung nach Absatz 1 Nummer 1 entschie-
den, muss diese innerhalb von sechs Monaten ab-
gelegt werden können. Legt die zuständige Stelle 
fest, dass eine Eignungsprüfung zu absolvieren ist, 
muss diese innerhalb von sechs Monaten ab dem 
Zugang dieser Entscheidung abgelegt werden kön-
nen. 

§ 5 
Verfahren, Verwaltungszusammenarbeit

(1) Dem Antrag auf Genehmigung nach § 3 sind die 
erforderlichen Unterlagen beizufügen. Die zustän-
dige Stelle darf nur die in Anhang VII der Richtlinie 
2005/36/EG genannten Unterlagen und Bescheini-
gungen verlangen. Die in Anhang VII Nummer 1 
Buchstabe d, e und f der Richtlinie 2005/36/EG ge-
nannten Unterlagen dürfen nicht älter als drei Mo-
nate sein. Das Verfahren kann in elektronischer 
Form geführt werden. Die zuständige Stelle bestä-
tigt binnen eines Monats den Empfang der Unterla-
gen und teilt der antragstellenden Person gegebe-
nenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Im Fall be-
gründeter Zweifel an der Echtheit der Unterlagen 
und soweit unbedingt geboten können später be-
glaubigte Kopien verlangt werden. Das Genehmi-
gungsverfahren muss spätestens drei Monate nach 
Vorlage der vollständigen Unterlagen durch eine mit 
Gründen versehene Entscheidung der zuständigen 
Stelle abgeschlossen sein. Die Frist nach Satz 7 
kann einmal um höchstens einen Monat verlängert 
werden. Hat die zuständige Stelle über den Antrag 
auf Erteilung einer Genehmigung nicht innerhalb die-
ser Frist entschieden, gilt die Genehmigung als er-
teilt. Eine Aufforderung nach Satz 6 hemmt den 
Lauf der Fristen nach Satz 7 oder 8 nicht. 

(2) Die zuständige Stelle kann unbeschadet ihrer 
Letztverantwortlichkeit bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben nach diesem Gesetz mit anderen Kammern 
und öffentlichen Stellen zusammenarbeiten. 

(3) Die zuständige Behörde nimmt im Rahmen der 
Amtshilfe und der Verwaltungszusammenarbeit mit 
Behörden anderer Mitglied- oder Vertragsstaaten 
die in Artikel 8 und 56 Absatz 1 und 2 der Richtli-
nie 2005/36/EG geregelten Befugnisse und Ver-
pflichtungen wahr. 

§ 6 
Vorwarnmechanismus

(1) Falls eine Person einen Antrag nach § 3 gestellt 
hat und später gerichtlich festgestellt wird, dass 

sie dabei gefälschte Berufsqualifikationsnachweise 
verwendet hat, unterrichtet die zuständige Stelle 
die zuständigen Stellen der übrigen Mitglieds- oder 
Vertragsstaaten spätestens drei Tage nach Vorlie-
gen dieser vollziehbaren Entscheidung mittels einer 
Warnung über das Binnenmarktinformationssystem 
IMI. Die Angaben in der Warnung haben sich auf 
Folgendes zu beschränken: 

1. Identität des Berufsangehörigen, 

2. betroffener Beruf, 

3. Angaben über das Gericht, das die Feststellung 
getroffen hat, dass gefälschte Berufsqualifikati-
onsnachweise verwendet wurden. 

(2) Gleichzeitig mit der Übermittlung einer Warnung 
hat die zuständige Stelle die hiervon betroffene Per-
son schriftlich darüber zu unterrichten, dass eine 
Warnung erfolgt und welchen Inhalt sie hat. 

(3) Wird die in Absatz 1 genannte Gerichtsent-
scheidung geändert, ist die Warnung binnen drei 
Tagen nach Rechtskraft der Änderung der Gerichts-
entscheidung zu löschen. 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten 
nach Absatz 1 erfolgt im Einklang mit den Richtli-
nien 95/46/EG und 2002/58/EG. 

(5) Das Verfahren richtet sich im Übrigen nach den 
zu Artikel 56 a Absatz 6 und 7 der Richtlinie 
2005/36/EG ergangenen Durchführungsrechtsakten. 

§ 7 
Europäischer Berufsausweis

(1) Sobald für den Ingenieurberuf aufgrund von 
Durchführungsrechtsakten der Europäischen Kom-
mission nach Artikel 4 a Absatz 7 der Richtlinie 
2005/36/EG ein Europäischer Berufsausweis ein-
geführt ist, stellt die zuständige Stelle auf Antrag 
einen Europäischen Berufsausweis aus. 

(2) Das Verfahren richtet sich nach den Artikeln 4 a 
bis 4 e der Richtlinie 2005/36/EG sowie den dazu 
ergangenen Durchführungsrechtsakten. 

(3) Die Absätze 1 und 2 lassen die Verfahren nach 
§§ 3 bis 5 unberührt. 

§ 8 
Führen der geschützten Berufsbezeichnung  
aufgrund einer in Drittstaaten erworbenen  

Berufsqualifikation

(1) Die in § 2 genannte Berufsbezeichnung darf 
auch führen, wer aufgrund eines Abschlusszeugnis-
ses einer Hochschule oder einer sonstigen Schule 
eines Drittstaates von der zuständigen Stelle auf 
Antrag die Genehmigung hierzu erhalten hat. 

(2) Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die an-
tragstellende Person in Schleswig-Holstein ihre 
Hauptwohnung, ihre Hauptniederlassung oder ihre 
überwiegende berufliche Beschäftigung hat und 
das Zeugnis der Hochschule oder Schule des Dritt-
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staats einem Zeugnis der in § 2 Absatz 1 Nummer 
1 genannten Hochschulen gleichwertig ist. Ist die 
antragstellende Person nicht deutsch im Sinn des 
Artikel 116 des Grundgesetzes, kann die Genehmi-
gung versagt werden, wenn die Gegenseitigkeit 
nicht gewährleistet ist. 

§ 9 
Zuständige Stelle

(1) Zuständige Stelle im Sinn dieses Gesetzes ist 
für antragstellende Personen die Architekten- und 
Ingenieurkammer Schleswig-Holstein. 

(2) Das Verfahren kann unbeschadet des Absatzes 1 
auch über die Einheitliche Stelle im Sinne des  
§ 138 a Landesverwaltungsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Juni 1992 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Juni 2015 
(GVOBl. Schl.-H. S. 135), abgewickelt werden. 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro kann belegt 
werden, wer ohne nach §§ 2, 3 oder 8 dieses Ge-
setzes berechtigt zu sein, die in § 2 Absatz 1 ge-
nannte Berufsbezeichnung allein oder in einer 
Wortverbindung führt. 

(2) Zuständige Stelle im Sinne von § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten ist der Vorstand der Architekten- und Ingeni-
eurkammer Schleswig-Holstein. 

§ 11 
Rechtsverordnungen

Das für das Ingenieurgesetz zuständige Ministe-

rium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die 

zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen 

Vorschriften zu erlassen über: 

1. Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 4, insbeson-

dere zu deren Voraussetzungen, Inhalt, Durch-

führung und Dauer, sowie zu Gebühren, Ausla-

gen und zur Rechtsstellung der antragstellenden 

Person, 

2. ergänzende Regelungen zu den Durchführungs-

rechtsakten gemäß Artikel 4 a Absatz 7 der 

Richtlinie 2005/36/EG (Europäischer Berufsaus-

weis), wobei die zuständige Stelle dort abwei-

chend von § 9 Absatz 1 geregelt werden kann 

sowie 

3. ergänzende Regelungen zu den Durchführungs-

rechtsakten gemäß Artikel 56 a Absatz 8 der 

Richtlinie 2005/36/EG (Vorwarnmechanismus). 

§ 12 

Statistik

Verfahren zur Genehmigung der Berufsbezeichnung 

„Ingenieurin“ und „Ingenieur“ sind Verfahren zur 

Feststellung der Gleichwertigkeit im Sinne des  

§ 17 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 

Schleswig-Holstein, über die eine Landesstatistik 

durchgeführt wird.“ 

Artikel 3 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung 

in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 14. Juni 2016

 T o r s t e n  A l b i g R e i n h a r d  M e y e r
 Ministerpräsident  Minister
  für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
  und Technologie


